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Die folgenden Änderungen bzw. Ergänzungen der planungsrechtlichen Festsetzungen 
sowie die neu erlassenen örtlichen Bauvorschriften beziehen sich ausschließlich auf den 
Deckblattbereich der 1. Änderung des Bebauungsplans „Poche“. Für die nicht von der 1. 
Änderung betroffenen Teile des Bebauungsplans „Poche“ gelten die planungsrechtli-
chen und bauordnungsrechtlichen Festsetzungen unverändert fort.  

Innerhalb des Deckblattbereichs sind die nicht von der 1. Änderung betroffenen pla-
nungsrechtlichen Festsetzungen des Bebauungsplans „Poche“ weiterhin gültig.  

Ergänzend zum zeichnerischen Teil (Deckblatt) werden für den Deckblattbereich fol-
gende planungsrechtliche Festsetzungen geändert bzw. neu erlassen: 

 

PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN 

Rechtsgrundlagen 

▪ Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), zu-
letzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20.12.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 394) 

▪ Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 
3786), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 03.07.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 
176) 

▪ Planzeichenverordnung (PlanZV 90) vom 18.12.1990 (BGBl. I S. 58), zuletzt geändert durch 
Artikel 3 des Gesetzes vom 14.06.2021 (BGBl. I S. 1802) 

▪ Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) vom 05.03.2010 (GBl. S. 357, 358, ber. 
S. 416), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20.11.2023 (GBl. S. 422) 

▪ Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) in der Fassung vom 24.07.2000 (GBI. 
S. 581, ber. S. 698), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 27.06.2023 (GBl. S. 
229, 231) 

 

 

 

Ziffer 8 (Gebäudehöhen) wird für den Deckblattbereich wie folgt ergänzt: 

8.3 Die zulässige Traufhöhe darf durch Dachaufbauten (Gaupen), Widerkehren, 
Zwerchgiebel und Erker um bis zu 2,0 m überschritten werden. 

 

Ziffer 9 (Gestaltungsregelungen) entfällt für den Deckblattbereich vollständig. 

 

Ziffer 10 (Geländeveränderungen) entfällt für den Deckblattbereich vollständig. 

 

Die bisherigen textlichen Festsetzungen werden für den Deckblattbereich um die 
nachfolgenden grünordnerischen Festsetzungen ergänzt:  

11. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur 
und Landschaft (§ 9 (1) Nr. 20 BauGB) 

11.1 Oberirdische Stellplätze und deren Zufahrten sowie private Erschließungswege sind 
in wasserdurchlässiger Ausführung (Mittlerer Abflussbeiwert ≤ 0,5) herzustellen, z.B. 
Pflaster mit offenen Fugen, Rasengitter oder Schotterrasen. 
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11.2 Flachdächer und flachgeneigte Dächer von Garagen und Nebengebäuden mit einer 
Dachneigung bis zu 10° sind zu einem Anteil von mindestens 80% extensiv zu be-
grünen. Die Substratschicht beträgt mindestens 5 cm. 

11.3 Kupfer-, zink- oder bleigedeckte Dächer sind im Bebauungsplangebiet nur zulässig, 
wenn sie beschichtet oder in ähnlicher Weise behandelt sind. 

11.4 Für die öffentliche und private Außenbeleuchtung sind insektenfreundliche und 
energieeffiziente Ausführungen zu wählen. Die Leuchten sind staubdicht und so 
auszubilden, dass eine Lichteinwirkung nur auf die zu beleuchtende Fläche erfolgt 
und nicht in Richtung des Himmelskörpers.  

 

12. Erhalt von Bäumen (§ 9 (1) Nr. 25 BauGB) 

Die im zeichnerischen Teil zur Erhaltung festgesetzten Bäume sind zu pflegen, zu 
schützen und dauerhaft zu erhalten. Die Bäume sind gegenüber Verletzungen oder 
Verdichtungen des Wurzelraums zu schützen. Abgängige Bäume sind gemäß der 
Pflanzliste im Anhang zu ersetzen (Pflanzqualität Hochstamm mit Ballen, 3 x ver-
pflanzt, Stammumfang mind.18 cm). 

 
Anhang - Pflanzliste 
 
Zulässig sind:  

1) standortgerechte, landschaftstypische und in der Gemeinde Oberried heimische Laub- 
    baumarten mit einem Stammumfang von mind.18 cm aus dem Herkunftsgebiet 7 
    (Quelle: Gebietsheimische Gehölze in Baden-Württemberg, LfU 2002):  

Acer platanoides   Spitz-Ahorn  
Acer pseudoplatanus  Berg-Ahorn  
Betula pendula   Hänge-Birke  
Carpinus betulus   Hainbuche  
Fagus sylvatica   Rotbuche  
Prunus avium    Vogelkirsche   
Quercus robur   Stiel-Eiche  
Sorbus aria    Echte Mehlbeere   
Sorbus aucuparia   Vogelbeere  
Tilia platyphyllos   Sommer-Linde  
Ulmus glabra    Berg-Ulme  
 
2.) hochstämmige, heimische Obstbaumarten mit einem Stammumfang von mind. 18 cm  
     zum Pflanzzeitpunkt, wie zum Beispiel: 

Äpfel  Blauacher, Kaiser Wilhelm, Oldenburg, Jakob Fischer, Brettacher, 
Boskoop, Gewürzluiken, Blenheim Goldrenette, Trierer Weinapfel, 
Ananasrenette, Gravensteiner, Danziger Kant, Goldparmäne,  
Berlepsch Goldrenette, Bohnapfel, Zuccalmaglio 

Birnen   Gute Luise, Sülibirne, Gelbmöstler, Conference, Gellerts Butter-
birne, Alexander Lucas, Schweizer Wasserbirne  

Kirschen    Burlat, Beutelsbacher, Büttners rote Knorpelkische  

Nussbäume    Walnuss  

Pflaumen / Zwetschgen Bühler Frühzwetschge, Ontariopflaume, The Czar, Hanita  
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Die folgenden örtlichen Bauvorschriften beziehen sich ausschließlich auf den Bereich 
der 1. Änderung des Bebauungsplans „Poche“. Ergänzend zum zeichnerischen Teil 
(Deckblatt) werden folgende örtliche Bauvorschriften neu erlassen: 

 

ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN 

Rechtsgrundlagen 

▪ Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) vom 05.03.2010 (GBl. S. 357, 358, ber. 
S. 416), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20.11.2023 (GBl. S. 422) 

▪ Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) in der Fassung vom 24.07.2000 (GBI. 
S. 581, ber. S. 698), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 27.06.2023 (GBl. S. 
229, 231) 

 
 
 

1. Dächer (§ 74 (1) Nr. 1 LBO) 

1.1 Als Dachformen sind für die Hauptgebäude Sattel-, Walm- und Krüppelwalmdächer 
mit Dachüberstand an Giebel- und Traufseiten festgesetzt. Der Mindestdachüber-
stand beträgt 0,30 m.  

1.2 Die zulässige Dachneigung beträgt zwischen 40° - 45°. Dachaufbauten (Gaupen), 
Widerkehren, Zwerchgiebel und Erker dürfen eine Dachneigung von 0° - 45° aufwei-
sen.  

1.3 Die Dachneigung direkt aneinander angrenzender Doppelhäuser muss einheitlich 
sein. Sollte keine Einigung erzielt werden, gilt 45° Dachneigung. Ein Versatz der 
Firstlinie ist zulässig. 

1.4 Garagen und Carports sind entweder in das Gebäude einzubeziehen oder mit ei-
nem der Dachneigung des Hauptgebäudes entsprechenden Dach zu versehen. Un-
abhängig von der Dachform des Hauptgebäudes sind flache und flachgeneigte Dä-
cher (0° - 15° Dachneigung) von Garagen und Carports in Verbindung mit einer ve-
getativen Dachbegrünung (Mindestsubstrathöhe 0,10 m, extensive Pflege) und als 
Terrassenflächen zulässig. 

1.5 Dachaufbauten sind in Form von Schlepp,- Giebel- oder Dreiecksgaupen bis jeweils 
maximal 5,00 m Breite zulässig. Der seitliche Abstand der Dachaufbauten und 
Dacheinschnitte zu den Ortgängen (seitliche Dachbegrenzungskante) sowie zuei-
nander muss mindestens 1,00 m betragen. 

1.6 Als Dacheindeckung sind für die Hauptgebäude ausschließlich rote, braune, graue 
bis schwarze Ziegel oder Dachsteine zulässig. Dachaufbauten (Gaupen), Widerkeh-
ren, Zwerchgiebel und Erker dürfen bei Dachneigungen unter 25° andere Materia-
lien aufweisen. Dachbegrünungen sind auf allen Dächern zulässig.  

1.7 Wellfaserzement, Dachpappe und glänzende oder reflektierende Materialien sind 
als Dacheindeckung im gesamten Gebiet nicht zulässig. Davon ausgenommen sind 
Anlagen, die der solaren Energiegewinnung dienen (z. B. Photovoltaikanlagen, Son-
nenkollektoren, etc.). 
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2.  Gestaltung unbebauter Flächen bebauter Grundstücke (§ 74 (1) Nr. 3 LBO) 

2.1 Die unbebauten Flächen bebauter Grundstücke sind gärtnerisch als Grünflächen zu 
gestalten, mit Gehölzen, Stauden oder Gräsern zu bepflanzen und dauerhaft zu un-
terhalten.  

2.2 Nebenflächen wie Mülltonnenplätze, Abfallplätze und Lagerplätze sind dauerhaft ge-
genüber dem Straßenraum und anderen öffentlichen Räumen abzuschirmen und 
gegen direkte Sonneneinstrahlung zu schützen. Die Anlagen zur Abschirmung sind - 
sofern es sich bei diesen nicht bereits um Gehölze (Hecken) handelt - zu begrünen 
(Kletterpflanzen oder Spalierbäume).  

 

3.  Einfriedungen (§ 74 (1) Nr. 3 LBO) 

3.1 Entlang der öffentlichen Verkehrsflächen sind Einfriedungen bis zu einer Höhe von 
maximal 1,20 m bezogen auf die öffentliche Verkehrsfläche zulässig.  

3.2 Maschendraht und Drahtzäune sind nur mit Heckenhinterpflanzung zulässig, der 
Abstand von Hecken und Hinterpflanzungen zur öffentlichen Verkehrsfläche beträgt 
mindestens 0,50 m. Die Verwendung von Stacheldraht ist unzulässig. 

3.3 Geschlossene Einfriedungen sind zulässig als Sockel oder Stützmauern und sind 
aus Naturstein oder begrünten Gabionen herzustellen.  

 

4.  Außenantennen (§ 74 (1) Nr. 4 LBO) 

Außenantennen und/oder Parabolanlagen sind an einem Standort am Wohnge-
bäude zu konzentrieren.  

 

5.  Anlagen zum Sammeln oder Versickern von Niederschlagswasser  
(§ 74 (3) Nr. 2 LBO) 

5.1 Im Plangebiet sind geeignete Maßnahmen zur Minderung des Abflusses von Nie-
derschlagswasser vorzusehen. Zu diesem Zweck ist das auf Dachflächen, Terras-
sen, Zufahrten, Wegen usw. anfallende Niederschlagswasser schadlos auf dem 
Grundstück mit Notüberlauf in die Regenwasserkanalisation zur Versickerung zu 
bringen. 

5.2 Kann nachgewiesen werden, dass eine Versickerung nicht möglich ist, kann das an-
fallende Regenwasser in einer Retentionszisterne gesammelt und gedrosselt mit ei-
nem Drosselabfluss von 0,3 l/s je 100 m² befestigte Fläche in das Mischwassersys-
tem abgeleitet werden. Die Notüberläufe von Regenspeichern/Zisternen sind an die 
öffentliche Regenentwässerung (Regenwasserkanal) anzuschließen) 
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Folgende Hinweise werden für den Bereich der 1. Änderung des Bebauungsplans „Po-
che“ ergänzt bzw. ersetzt: 
 

1 HINWEISE 

1.1 Artenschutz 

Vor Bauarbeiten am Bestandsgebäude muss sichergestellt sein, dass kein Vogel im 
Bereich der Bauarbeiten und angrenzend nistet. Die Bauarbeiten sollten daher au-
ßerhalb der Brutperiode der Avifauna (d.h. im Zeitraum von Anfang Oktober bis 
Ende Februar eines jeden Jahres) durchgeführt werden. Ist die Einhaltung des Zeit-
fensters z. B. aus baulogistischen Gründen nicht möglich, muss durch entspre-
chende Entwertungsmaßnahmen in den Wintermonaten sichergestellt werden, dass 
sich keine potenziellen Nistmöglichkeiten mehr für die Vogelfauna im Eingriffsbe-
reich befinden. Sind keine Nester vorzufinden, kann der Gebäudeabriss bzw. Bauar-
beiten am Gebäude durch eine Fachkraft freigegeben werden. Sollten Nester vorge-
funden werden, sind die Arbeiten entsprechend auf das Ende der Brutperiode zu 
verschieben. 

Die Bauarbeiten sind ausschließlich tagsüber auszuführen, da sich die Fledermäuse 
dann in der Ruhephase befinden und somit Flugkorridore während der Jagdphase 
nicht beeinträchtigt werden. Nächtliche Ausleuchtungen der Baustelle sind zu unter-
lassen.  

Dauerbeleuchtungen an den geplanten Gebäuden sind zu unterlassen, da so eine 
Störung der Fledermäuse während der Jagd bzw. während des Transferfluges in die 
Jagdgebiete vermieden werden kann. 

Weitere nächtliche Beleuchtungen sind zu vermeiden oder müssen fledermaus-
freundlich gestaltet werden (Anbringung der Beleuchtung nur dort, wo unbedingt 
notwendig; Verwendung von „Fledermausleuchten“ mit einem Lichtspektrum um 590 
nm, ohne UV-Anteil). Evtl. ist ein adaptives Beleuchtungskonzept mit Bewegungs-
meldern umsetzbar. Die Leuchtkörper sind ausschließlich im oberen Gebäudebe-
reich an der Außenfassade anzubringen, wobei der Lichtkegel nach unten zeigen 
muss. 

Verglaste Gebäudeansichten mit für Vögel gefährlichen Spiegelungs- und Transpa-
renzsituationen sind zu vermeiden oder mit entsprechenden Maßnahmen (z.B. gerif-
feltes und mattiertes Glas, Milchglas, Glasbausteine) zu minimieren. 

1.2 Beleuchtung 

Gemäß § 41a (1) des Gesetzes zum Schutz der Insektenvielfalt (Änderungsgesetz 
zum BNatSchG gültig ab dem 01.03.2022) sind neu zu errichtende Beleuchtungen 
technisch und konstruktiv so anzubringen, mit Leuchtmitteln zu versehen und so zu 
betreiben, dass Tiere und Pflanzen wild lebender Arten vor nachteiligen Auswirkun-
gen durch Lichtimmissionen geschützt sind. Die Leuchten sind staubdicht und so 
auszubilden, dass eine Lichtwirkung nur auf die zu beleuchtende Fläche erfolgt 
(streulichtarm). Durch örtliche und zeitliche Reduzierung der Beleuchtung sowie das 
Anbringen von Verdunklungsmöglichkeiten an Fenstern sollen Lichtabstrahlungen 
an oder aus Gebäuden in die freie Landschaft vermieden werden. 
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1.3 Steingärten 

Flächenabdeckungen mit Schotter / Kies zur Gestaltung der Gartenflächen (z.B. so-
genannte Schottergärten) sind gemäß § 21a S. 2 NatSchG nicht zulässig. 

1.4 Photovoltaikpflicht 

Auf die Pflicht zur Installation von Photovoltaikanlagen zur Stromerzeugung bei 
Neubauten oder grundlegender Dachsanierung gemäß § 23 Klimaschutz- und Kli-
mawandelanpassungsgesetz Baden-Württemberg (KlimaG BW) und auf die Rege-
lungen der Photovoltaik-Pflicht-Verordnung (PVPf-VO) wird hingewiesen.  

1.5 Denkmalschutz 

Sollten bei der Durchführung der Maßnahme archäologische Funde oder Befunde 
entdeckt werden, sind gemäß § 20 DSchG Denkmalbehörde(n) oder Gemeinde um-
gehend zu benachrichtigen. Archäologische Funde (Steinwerkzeuge, Metallteile, 
Keramikreste, Knochen, etc.) oder Befunde (Gräber, Mauerreste, Brandschichten, 
bzw. auffällige Erdverfärbungen) sind bis zum Ablauf des vierten Werktages nach 
der Anzeige in unverändertem Zustand zu erhalten, sofern nicht die Denkmalschutz-
behörde mit einer Verkürzung der Frist einverstanden ist. Auf die Ahndung von Ord-
nungswidrigkeiten gem. § 27 DSchG wird hingewiesen. Bei der Sicherung und Do-
kumentation archäologischer Substanz ist zumindest mit kurzfristigen Leerzeiten im 
Bauablauf zu rechnen; ausführende Baufirmen sollten schriftlich in Kenntnis gesetzt 
werden. 

1.6 Geotechnik 

Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Planungen (z.B. zum 
genauen Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl und Tragfähigkeit des 
Gründungshorizonts, zum Grundwasser etc.) wird geotechnische Beratung durch 
ein privates Ingenieurbüro empfohlen. 

Die lokalen geologischen Untergrundverhältnisse können dem bestehenden Geolo-
gischen Kartenwerk, eine Übersicht über die am Landesamt für Geologie, Rohstoffe 
und Bergbau (LGRB) vorhandenen Bohrdaten der Homepage des LGRB 
(https://www.lgrb-bw.de) entnommen werden. 

Des Weiteren wird auf das Geotop-Kataster verwiesen, das unter der Adresse 
https://lgrb-bw.de/geotourismus/geotope (Anwendung LGRB-Mapserver Geotop-Ka-
taster) abgerufen werden kann. 

1.7 Bodenschutz  

Allgemeine Bestimmungen 

▪ Bei Baumaßnahmen ist darauf zu achten, dass nur soviel Mutterboden abge-
schoben wird, wie für die Erschließung des Baufeldes unbedingt notwendig ist. 
Unnötiges Befahren oder Zerstören von Mutterboden auf verbleibenden Freiflä-
chen ist nicht zulässig. 

▪ Bodenarbeiten sollten grundsätzlich nur bei schwach feuchtem Boden (dunkelt 
beim Befeuchten nach) und bei niederschlagsfreier Witterung erfolgen. 

▪ Ein erforderlicher Bodenabtrag ist schonend und unter sorgfältiger Trennung von 
Mutterboden und Unterboden durchzuführen. 

▪ Bei Geländeaufschüttungen innerhalb des Baugebiets, z.B. zum Zwecke des 

https://www.lgrb-bw.de/
http://rb-bw.de/qeoto
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Massenausgleichs, der Geländemodellierung usw. darf der Mutterboden des Ur-
geländes nicht überschüttet werden, sondern ist zuvor abzuschieben. Für die 
Auffüllung ist ausschließlich Aushubmaterial (Unterboden) zu verwenden. 

▪ Die Bodenversiegelung durch Nebenanlagen ist auf das unabdingbare Maß zu 
beschränken, wo möglich, sind Oberflächenbefestigungen durchlässig zu gestal-
ten. 

▪ Anfallender Bauschutt ist ordnungsgemäß zu entsorgen; er darf nicht als An- 
bzw. Auffüllmaterial für Mulden, Baugruben, Arbeitsgraben usw. benutzt werden. 

▪ Bodenbelastungen, bei denen Gefahren für die Gesundheit von Menschen oder 
erhebliche Beeinträchtigungen des Naturhaushaltes nicht ausgeschlossen wer-
den können, sind der Unteren Bodenschutzbehörde zu melden.  

Bestimmungen zur Verwendung und Behandlung von Mutterboden 

▪ Ein Überschuss an Mutterboden soll nicht zur Krumenerhöhung auf nicht in An-
spruch genommenen Flächen verwendet werden. Er ist anderweitig zu verwen-
den (Grünanlagen, Rekultivierung, Bodenverbesserungen) oder wiederverwert-
bar auf geeigneten (gemeindeeigenen) Flächen in Mieten zwischenzulagern. 

▪ Für die Lagerung bis zur Wiederverwertung ist der Mutterboden maximal 2 m 
hoch locker aufzuschütten, damit die erforderliche Durchlüftung gewährleistet 
ist. 

▪ Vor Wiederauftrag des Mutterbodens sind Unterbodenverdichtungen durch Auf-
lockerung bis an wasserdurchlässige Schichten zu beseitigen, damit ein ausrei-
chender Wurzelraum für die geplante Bepflanzung und eine flächige Versicke-
rung von Oberflächenwasser gewährleistet sind. 

▪ Die Auftragshöhe des verwendeten Mutterbodens soll 20 cm bei Grünanlagen 
und 30 cm bei Grabeland nicht überschreiten.  

 

Oberried, den  
 
 
 
 
Klaus Vosberg     Planverfasser 
Bürgermeister 
 
 
Ausfertigungsvermerk 
Es wird bestätigt, dass der Inhalt des Planes 
sowie der zugehörigen planungsrechtlichen 
Festsetzungen mit den hierzu ergangenen Be-
schlüssen des Gemeinderates der Gemeinde 
Oberried übereinstimmen. 
 
 
 
Oberried, den  
 
 
 
Klaus Vosberg 
Bürgermeister 

 Bekanntmachungsvermerk 
Es wird bestätigt, dass der Satzungsbe-
schluss gem. § 10 (3) BauGB öffentlich be-
kannt gemacht worden ist. Tag der Bekannt-
machung und somit Tag des Inkrafttretens 
ist der _________.  
 
 
 
Oberried, den  
 
 
 
Klaus Vosberg 
Bürgermeister 

 


